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Das „Bündnis der Bürgerinitiativen - Kein Flughafenausbau - Für ein Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr“, kurz: BBI, ist ein 

Zusammenschluss von mehr als 80 Initiativen. Das Bündnis streitet für die Wiedergewinnung und den Erhalt der Lebensqualität 

der Menschen im Rhein-Main-Gebiet. Es setzt sich für die Schaffung einer lebenswerten Region ein und fordert den Schutz der 

Menschen vor den schädlichen Auswirkungen des Luftverkehrs und erklärt sich solidarisch mit allen von Verkehrslärm 

betroffenen Menschen. Das Bündnis fordert einen verantwortungsvollen Umgang mit der Mobilität. Die gemeinsamen Ziele sind: 

 Verhinderung des Ausbaus des Frankfurter Flughafens und anderer Flughäfen in der Region. 

 Schaffung von nächtlicher Ruhe durch ein absolutes Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr. 

 Schaffung von rechtlich einklagbaren Grenzen der Belastung für die Bürgerinnen und Bürger. 

 Verursachergerechte Zuordnung von Kosten auf die Luftverkehrsindustrie; Stopp der Subventionen. 

 Verringerung der Flugbewegungen auf maximal 380.000 pro Jahr und Reduzierung der bestehenden Belastungen durch   

nnFluglärm, Luftverschmutzung und Bodenverbrauch durch Flugverkehr im Rhein-Main-Gebiet.   

 Stilllegung der Landebahn Nordwest. 

 

Kontakt: Ina Hauck, Bündnissprecherin mailto:inahauck111@gmail.com, Mobil: 

01712424300 

 

 

BBI Bündnis der Bürgerinitiativen, eMail: buero@flughafen-bi.de   
Bankverbindung: VR-Bank Bad Orb-Gelnhausen IBAN DE81 5079 0000 0006 7852 98 BIC GENODE51GL  

www.flughafen-bi.de  

Schwere Fehlentscheidungen des grünen Ministers  
zur Zukunft des Flughafens 

 
Al Wazirs Hessenplans gibt zu Umwelt, Klima und Zukunftsfähigkeit  

des Flughafens völlig falsche Antworten. 
 
Der „Neue Hessenplan für Hessens Wirtschaft“ der Landesregierung weist schwerwiegende 
politische Fehlentscheidungen auf. Zu dieser Bewertung kommen die Bürgerinitiativen „Kein 
Flughafenausbau für Nachtflugverbot von 22 -06 Uhr“. 
„Bei seinen Ausführungen weist der Minister zwar vor dem Hintergrund der Pandemie auch 
auf die Herausforderungen der Erderwärmung und die dringende Notwendigkeit, Klima und 
Umwelt zu schützen hin. Was seine Entscheidungen zum Flughafen und zur Luftfahrt betrifft, 
zieht mit seinen politischen Absichten dann aber grundfalsche Konsequenzen und bleibt die 
wesentlichen Antworten schuldig.“ Mit diesen Worten fasst Knut Dörfel im Namen des 
Sprecherteams die Kritik zusammen.    
 
Die wesentlichen Zeichen der Zeit habe Minister Al Wazir als grüner Minister in der 
Landesregierung nicht verstanden. „Wenn zwischenzeitlich die Statistik der Flugbewegungen 
in Frankfurt ein Minus von 80% und mehr verzeichnet hat und auf Jahre hinaus nur noch 
geringer Bedarf an Kapazitäten im Luftverkehr zu erwarten ist, muss eine verantwortungsvoll 
handelnde Regierung deutlich gegensteuern.  
 
„Statt öffentliche Gelder in wirtschaftliche Umstrukturierung und eine zukunftsweisende 
Sozialpolitik zu investieren, wird stur am Bau von Terminal 3 festgehalten, obwohl es in 
Zukunft nicht gebraucht wird!“ betont Dörfel. Was Luftverkehr betrifft, stehen alle Zeichen auf 
Abkehr von ungesundem und klimaschädlichem Wachstum.  
„Die Phrasen vom Flughafen als angeblichem Herzmuskel bzw. als Motor für die Wirtschaft in  
der Region sind endgültig entlarvt. Corona hat gezeigt, dass die Wirtschaft keineswegs 
zusammenbricht wenn die Flugzahlen um mehr als 70% zurückgehen!“ 
Die Bürgerinitiativen sehen sich bestätigt in ihrem Urteil, dass nicht länger Milliarden als 
Subventionen und Investitionen für Luftverkehr ausgegeben werden dürfen, sondern für 
zukunftsfähige Strukturmaßnamen im Bereich Mobilität fließen müssen – im Interesse des 
Klimaschutzes und um nachhaltige und faire Arbeitsplätze zu schaffen.  
 
Die Politik der Landesregierung verpasst die einmalige Chance, durch die richtigen 
Entscheidungen den Herausforderungen des drohenden Klimawandels gerecht zu werden 
und einen Flughafen zu schaffen, der ökologisch in die Region passt und den Bedürfnissen 
der Menschen gerecht wird anstatt sie zu belasten und krank zu machen. 

 


